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andré steiner

Ost-West-Doppelunternehmen 
und die Treuhandanstalt
Der Fall Carl Zeiss Jena

Um die Rolle der Treuhandanstalt in der Umgestaltung der ostdeut-
schen Wirtschaft nach dem Zusammenbruch der DDR angemessen 
beurteilen zu können, muss zunächst einmal ihr Wirken in einzelnen 
Unternehmen und Branchen im Zusammenspiel mit anderen Akteu-
ren untersucht werden. Im Folgenden sollen die Ergebnisse einer 
solchen Analyse für das Unternehmen Carl Zeiss Jena zusammen-
gefasst werden. Dafür konnten die Archive aller Akteure – also der 
beteiligten Unternehmen, Landesregierungen und der letzten DDR-
Regierung sowie der Treuhandanstalt – herangezogen werden.1 Erst 
wird auf die Ausgangslage eingegangen, um dann nacheinander die 
Interessen und Positionen der einzelnen Akteure mit einem Schwer-
punkt auf der Treuhandanstalt darzustellen. Abschließend werden 
die Ergebnisse der Umgestaltung behandelt.

Ausgangslage

Das Kombinat Carl Zeiss Jena galt unter DDR-Bedingungen als 
eine der gewinnbringenderen Wirtschaftseinheiten. Jedoch waren 
auch hier die Konsequenzen der SED-Wirtschaftspolitik zu spüren: 
A ufgrund lediglich punktueller Investitionen veraltete der Kapi-
talstock insgesamt. Infolge der weitgehenden Abschottung gegen-
über dem Weltmarkt erfolgten Innovationen im Wesentlichen 
nur in den Bereichen, die von den zentralen Instanzen als Schwer-
punkte betrachtet wurden. Das Unternehmen war durch zentral 
beschlossene Zuordnungen zusätzlicher Aufgaben und Produktionen 
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über dimensioniert wie auch infolge der typischen Hortungserschei-
nungen personell überbesetzt. Soweit war das für ein DDR-Unter-
nehmen nicht ungewöhnlich, aber dieser Fall wies aufgrund seiner 
Geschichte Besonderheiten im P rivatisierungs- und Transforma-
tionsprozess auf: Während der deutschen Teilung hatten sich zwei 
Carl Zeiss Unternehmen etabliert. Neben dem Traditionsunterneh-
men in Jena – wo die historische Wiege der Firma stand und das sich 
ursprünglich im Eigentum der 1889 gegründeten und ebenso dort 
ansässigen Carl-Zeiss- Stiftung befand – gründeten in die amerikani-
sche Zone evakuierte, ehemalige leitende Mitarbeiter nach 1945 im 
baden-württembergischen Oberkochen ein Zeiss-Unternehmen neu 
und richteten eine eigene Carl-Zeiss-Stiftung in Heidenheim ein. 

Beide Carl-Zeiss-Stiftungen in Ost und West beriefen sich auf das 
Erbe des Gründers Ernst Abbe und dessen Stiftungsstatut, also auf die 
gleiche historische Wurzel. Jedoch sprachen sie sich in langwierigen 
gerichtlichen Auseinandersetzungen, aber auch auf politischer Ebene 
über Jahrzehnte wechselseitig die Existenzberechtigung ab: Die nach 
dem Zweiten Weltkrieg in Baden-Württemberg neu etablierte Carl-
Zeiss-Stiftung sah in Jena nach der 1948 erfolgten Enteignung der 
dortigen Stiftungsunternehmen und deren Umwandlung in soge-
nanntes Volkseigentum das Stiftungsstatut in wesentlichen Punkten 
nicht mehr erfüllt und damit die historische Stiftung als nicht mehr 
existent an. Diese wiederum betrachtete die Errichtung der Stiftung 
in Heidenheim als illegitim, da die Carl-Zeiss-Stiftung zu Jena sehr 
wohl existiere und die im Stiftungsstatut verankerten nichtunter-
nehmerischen Zwecke erfülle, die im Übrigen von der Heidenhei-
mer Stiftung nicht verwirklicht wurden. Darüber hinaus stritten sich 
beide Seiten lange Zeit juristisch um die Namens- und Warenzeichen-
rechte, die schließlich zwischen den beiden Zeiss-Firmen im Londo-
ner Abkommen von 1971 grob entlang der Blockgrenzen abgesteckt 
wurden. Diese Frage musste nach dem Zusammenbruch des Ost-
blocks, ebenso wie das Verhältnis der beiden Unternehmen und der 
Stiftungen zueinander, neu geregelt werden. Dies beein�usste wiede-
rum die Privatisierung des VEB Carl Zeiss Jena.

Obwohl die Carl-Zeiss-Stiftung im Westen und ihre Stiftungsun-
ternehmen Ende der 1980er Jahre insgesamt wirtschaftlich erfolg-
reich dastanden, waren bei Zeiss Oberkochen strukturelle Probleme 
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nicht zu übersehen, die die wirtschaftlichen Möglichkeiten begrenz-
ten. Mit dem Fall der Berliner Mauer und der sich abzeichnenden 
staatlichen Wiedervereinigung sahen sie sich mit der ö�entlichen 
Erwartung  – auch aus der Politik  – konfrontiert, dass sie an ihren 
Ursprungsort Jena zurückkehren oder aber zumindest die Bemühun-
gen unterstützen würden, die dortigen Traditionsbetriebe unter den 
neuen Bedingungen lebensfähig zu machen. Daran waren sie aber 
wirtschaftlich eigentlich nicht interessiert: Weder wollten sie sich 
mittelfristig einen neuen Konkurrenten scha�en, noch benötigten sie 
zusätzliche Kapazitäten, um selbst im Osten erweiterte Märkte abde-
cken zu können. Jedoch konnten sie dieses Ansinnen wegen des Streits 
um die Namens- und Warenzeichenrechte, aber viel mehr noch wegen 
der Stiftungsfrage nicht ignorieren. Deren Relevanz ergab sich daraus, 
dass die Existenz zweier Stiftungen gleichen Namens gesetzlich nicht 
vorgesehen war. Da jedoch die Rechtmäßigkeit der Existenz einer der 
beiden Stiftungen auch den Anspruch auf die Vermögenswerte der 
jeweils anderen implizierte, berührte die Stiftungsfrage ebenfalls die 
Stiftungsunternehmen unmittelbar. Auf diese Weise war Carl Zeiss 
Oberkochen (ebenso wie sein Schwesterunternehmen Schott Glas-
werke Mainz) gezwungen, in diesen Fragen aktiv zu werden.

Bei dieser Ausgangssituation lag es nahe, mit der Au�ösung der 
DDR-Wirtschaft und der sich abzeichnenden staatlichen Wieder-
vereinigung die Stiftungen und Unternehmen zusammenzuführen 
und zugleich Letztere zu sanieren und umzustrukturieren. In diesem 
P rozess mussten die stiftungsrechtlichen und unternehmerischen 
Probleme sowie die Frage der Warenzeichen- und Namensrechte 
gelöst und dabei den Interessen und Positionen der verschiedenen 
Akteure möglichst Rechnung getragen werden.

Die westdeutsche Seite

Bei Zeiss Oberkochen wurde bereits Anfang 1990 – als die Treuhand-
anstalt noch nicht bestand – erwogen, bestimmte Geschäftsfelder des 
Jenaer Zeiss-Betriebes mit einer eindeutigen Markenidentität aus-
zuwählen und in ein Unternehmen zu überführen, an dem man sich 
selbst mehrheitlich beteiligen würde. So sollte – wie damals die Unter-
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nehmensleitung in Oberkochen einschätzte  – ein potenziell starker 
Wettbewerber (man nahm Jena zunächst als möglichen Konkurrenten 
wahr und ernst!) zum Verbündeten gemacht und andere Konkurren-
ten von der Zusammenarbeit mit dem Jenaer Unternehmen abge-
halten werden. Letzteres wollte der Oberkochener Vorstand bei allen 
Kooperationen nicht zu stark machen und zugleich aber das Namens-
problem lösen. Dieses war einer der zwei Aspekte, die Zeiss Oberko-
chen besonders wichtig erschienen. Der andere betraf die Befürchtung, 
dass Konkurrenten Teile von Carl Zeiss Jena kaufen könnten, was 
verhindert werden sollte. Jedoch wurde angesichts der eigenen wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten in Oberkochen die Übernahme in Jena 
auch als bedrohlich empfunden. Deshalb orientierte sich der Vorstand 
auf eine unternehmerische Minimallösung, die gleichwohl die Lösung 
der o�enen Fragen ermöglichen sollte. Zugleich beförderten wechsel-
seitige Missverständnisse über die Absichten der jeweils anderen Seite 
das Misstrauen, das hier wie dort infolge jahrzehntelanger Auseinan-
dersetzungen bestand. Beides  – dieses Misstrauen und die Grenzen 
der eigenen wirtschaftlichen Kraft – behinderten in Oberkochen das 
an sich zu erwartende Bestreben, nach Jena zurückzukehren und die 
dortigen Potenziale für sich nutzbar zu machen.

Die Verwaltung der Heidenheimer Stiftung beziehungsweise die 
Landesregierung Baden-Württemberg waren in den Gesprächen 
und Verhandlungen bezüglich des Stiftungsproblems zwar anfangs 
durch ihren Anwalt beteiligt, aber das Heft des Handelns auf west-
licher Seite lag vor allem bei den Unternehmen. Erst nachdem die 
Gefahr des Verlustes von Arbeitsplätzen und Steuereinnahmen auch 
in Baden-Württemberg erkannt worden war, schaltete sich die dor-
tige Landesregierung stärker ein. Sie entsandte einen Vertrauten des 
Ministerpräsidenten in die Gespräche, der dann einen wesentlichen 
Beitrag leistete, um das Stiftungsproblem zu lösen.

Die ostdeutsche Seite

Auch auf der ostdeutschen beziehungsweise thüringischen Seite 
spielten anfangs die Unternehmen, die ehemaligen Stiftungs-
betriebe  – zunächst noch im Kombinat zusammengefasst  – die 
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e ntscheidende Rolle. Bei Carl Zeiss Jena war man sich des Bedarfs 
an Sanierung und Umstrukturierung bewusst, wobei die westlichen 
Stiftungs unternehmen dafür auch von der Belegschaft als „natür-
liche“ Partner gesehen wurden. Da sie der anderen Seite nach den 
jahr zehntelangen Streitigkeiten nicht vollständig traute, betrachtete 
sie größtenteils die Rückführung der Jenaer Betriebe in das Eigentum 
der dortigen Stiftung als die einzige Möglichkeit, die Unternehmen 
und ihre Arbeitsplätze im Ort und in der Region zu erhalten. Die-
ses Bestreben widersprach aber in den Augen der Heidenheimer Seite 
dem Ziel, eine einheitliche Stiftung zu scha�en, da wechselseitige 
Beteiligungen oder F usionen von Stiftungen juristisch nicht zuläs-
sig waren. Die anfängliche Euphorie über die Möglichkeit, nach dem 
Zusammenbruch der DDR wieder an die Zeiss-Traditionen anknüp-
fen zu können, wich bei der Jenaer Belegschaft und den dortigen 
Einwohnern einer ambivalenten Emp�ndung: Einerseits erwarte-
ten sie die Rückkehr der Carl-Zeiss-Stiftung an ihren angestammten 
Ort und von den westlichen Stiftungsunternehmen Unterstützung, 
um den Übergang in die Marktwirtschaft mit möglichst vielen 
Arbeitsplätzen zu bewältigen. Andererseits fürchteten sie, dass das 
Unternehmen aus Oberkochen lediglich die potenzielle Konkurrenz 
aus dem Osten „plattmachen“ wollte.

Für die letzte DDR-Regierung unter Lothar de Maizière war 
bereits früh klar, dass sie vor allem die Arbeitsplätze sichern wollte. 
Dafür betrachtete sie potente Partner, als die sich die Heidenhei-
mer Stiftung und ihre Unternehmen präsentierten, während diese 
die eigenen wirtschaftlichen Schwächen kaschierten, als unerläss-
lich und kam diesen weit entgegen. Als aber im Herbst 1990 das 
Land �üringen wieder eingerichtet worden war, entstand ein star-
ker Akteur. Er etablierte die Stiftungsorgane – den Wissenschafts-
minister als Stiftungsverwaltung und den Wirtschaftsminister als 
Stiftungskommissar  – neu und suchte nach juristischen Wegen, 
seine beziehungsweise die Interessen der Carl-Zeiss-Stiftung Jena zu 
bestimmen und w ahrzunehmen. Diese Aufgaben oblagen Beamten 
beziehungsweise Beratern, die aus den westlichen Bundesländern 
abgeordnet worden waren und die die ihnen bekannten Juristen aus 
dem Westen beauftragten, die �üringer Positionen in den anste-
henden Rechtsfragen zu formulieren. In der Konsequenz wurden die 
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Ost-West-Auseinandersetzungen in der Causa Zeiss zwischen ver-
schiedenen West-Juristen ausgetragen. Die Vertreter �üringens 
schätzten die Chancen, ihre Rechtsposition durchzusetzen, anfangs 
positiv ein. Diese Frage wurde aber nie vor Gericht entschieden, weil 
sich das Land �üringen in der Stiftungsfrage aufgrund der eige-
nen, für die Sanierung der Jenaer Unternehmen nicht ausreichenden 
wirtschaftlichen Stärke und im Interesse der Arbeitsplatzsicherung 
im April 1991 entschloss, auf diese Auseinandersetzung zu verzich-
ten. Jedoch galt Carl Zeiss Jena als ein Vorzeigeunternehmen der 
thüringischen und der ostdeutschen Wirtschaft, was auch die Treu-
handanstalt so sah. Damit bot sich dem Land �üringen aber die 
Möglichkeit, die Stiftungsfrage als Hebel zu nutzen, um das west-
deutsche Schwesterunternehmen in eine Beteiligung zu zwingen.

Die Treuhandanstalt

Die Treuhandanstalt wiederum kam erst im Sommer 1990 ins Spiel, 
als die Gespräche zwischen Oberkochen und Jena bereits liefen. 
Auch in der Treuhandanstalt wurden die westlichen Stiftungsun-
ternehmen als „natürliche“ Interessenten an den ehemaligen Stif-
tungsbetrieben in Jena verstanden. Sowohl Reiner Maria Gohlke 
als auch Detlev Karsten Rohwedder wollten als Präsidenten der 
Privatisierungsbehörde die Carl-Zeiss-Stiftung an ihren historisch 
angestammten Ort zurückbringen und damit auch die dortigen 
Unternehmen erhalten. In dem ersten Gespräch mit den Vorstands-
vertretern von Zeiss Oberkochen, das kurz vor seinem Rücktritt 
stattfand, berief sich Gohlke am 20. August 1990 auf das Ziel der 
Treuhandanstalt, Partner für die Sanierung der DDR-Betriebe zu �n-
den, um Arbeitsplätze zu sichern und deren Wettbewerbsfähigkeit 
herzustellen. Seines Erachtens könne ein solcher „Sanierungspart-
ner“ im Fall Zeiss ein „x-beliebiger Dritter, z. B. ein Japaner sein“. 
Nachdem er auf diese Weise den Vertretern von Zeiss-West gedroht 
hatte, erkannte er an, dass aufgrund der besonderen Stiftungs- und 
Namensproblematik zunächst nach einer Lösung mit Zeiss Ober-
kochen gesucht werden müsse. Für Gohlke war klar, „dass schon aus 
geschichtlichen Gründen die Stiftung auch nach Jena gehöre“.2
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Das unterstrich Rohwedder ebenso verschiedentlich gegenüber 
den Vertretern von Zeiss Oberkochen, deren Zögern er o�enbar nicht 
verstehen konnte. Er betonte im Oktober 1990, „dass der Sitz der 
Stiftung wieder nach Jena müsse. Was unter Gewalt getrennt worden 
sei, könne nun wieder zusammengefügt werden. Es gelte den status 
quo ante herzustellen. Etwas anderes entspreche nicht dem ‚Lebens-
gefühl der Deutschen‘.“3 Zugleich gab Rohwedder den im Vorstand 
der Treuhandanstalt für den Bereich Sanierung zuständigen Klaus-
Peter Wild „dringend“ die Order, dass „die Zeiss-Angelegenheit wegen 
ihrer besonderen Schwierigkeit hochrangig“ in seiner Hand zu behan-
deln sei.4 Damit war die Zeiss-Problematik direkt beim Vorstand der 
Treuhandanstalt angesiedelt. Durch die frühzeitige Festlegung auf 
Zeiss Oberkochen machte sich die Treuhandanstalt aber hinsicht-
lich der Übernahmekonditionen erpressbar. Das war allerdings nur 
ein Moment der allgemein ohnehin eher schwachen Verhandlungs-
position der Treuhandanstalt. Sie stand unter dem politischen Druck, 
ihren Unternehmensbestand schnellstmöglich zu verkaufen. Deshalb 
erschienen die Vertreter der Privatisierungsbehörde  – unabhängig 
von ihrer persönlichen Herkunft – in den ostdeutschen Betrieben oft 
als Vertreter der potenziellen (westlichen) Käufer.

Die Treuhandanstalt stand scheinbar zwischen den Fronten. 
Angesichts der anderen Akteure wirkte sie in dem Zeiss-Privatisie-
rungsprozess mitunter peripher. Nichtsdestotrotz war sie Eigen-
tümerin des Jenaer Unternehmens. Aufgrund der wirtschaftlichen 
Schwäche sowohl von Zeiss Oberkochen als auch von Zeiss Jena und 
�üringen verliehen ihr die ihr zur Verfügung stehenden Gelder doch 
erhebliche Potenz. Anfangs führte die Unkenntnis der komplizierten 
juristischen Materie dazu, dass sie im Streit um die Anteilsübertra-
gung im Sommer 1990 beiden Seiten sich widersprechende Zusagen 
machte. Zugleich wurde sie wiederum von den anderen Mitspielern 
verschiedentlich instrumentalisiert. Dabei war Zeiss Oberkochen als 
der Wunschkandidat der Treuhandanstalt in der günstigeren Posi-
tion: So wurde dem Jenaer Unternehmen im Herbst 1990 von der 
Treuhandanstalt klar bedeutet, dass man in den Verhandlungen mit 
Oberkochen Ergebnisse bis hin zur Bildung gemeinsamer Kapital-
gesellschaften erwarte. Diese Verfahrensweise musste die Jenaer 
Verantwortlichen an die Art erinnern, wie in der DDR W eisungen 
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erteilt wurden  – noch dazu, wenn ein nun in der Privatisierungs-
behörde tätiger ehemaliger stellvertretender DDR-Minister, wie 
Paul Liehmann, dies tat. Jedoch legte das Jenaer Unternehmen ein 
Sanierungskonzept vor, das als zu optimistisch eingeschätzt wurde, 
woraufhin es einräumte, die Lage und weitere Entwicklung erst-
mal günstiger dargestellt zu haben, um bei der Treuhandanstalt 
als sanierungswürdig eingestuft zu werden. O�ensichtlich wurden 
jahrzehnte lang im DDR-Planungssystem eingeübte Praktiken auch 
gegenüber der P rivatisierungsbehörde angewandt.

Ebenso wurde die Treuhandanstalt auf Veranlassung von Ober-
kochen gegenüber dem Land �üringen tätig, als dort im Dezember 
1990 für ihre eigenen Pläne ungünstige Schritte  – wie die Etablie-
rung aller Stiftungsorgane der Jenaer Stiftung – vollzogen wurden. 
Daraufhin wollte Wild weitere „unvorsichtige Schritte in �ürin-
gen“ – wie er Rohwedder mitteilte – verhindern und dem �üringer 
Ministerpräsidenten Josef Duchač angesichts der wirtschaftlichen 
Situation der Jenaer Unternehmen ein „Horror-Szenario“ für den 
Fall an die Wand malen, dass �üringen weiter auf die Selbstständig-
keit der Jenaer Stiftung dränge.5 Zugleich musste auch die Treuhand-
anstalt dem Umstand Rechnung tragen, dass sich Geschäftsleitung 
und Belegschaft der nunmehrigen Jenoptik Carl Zeiss Jena GmbH 
teils mit Recht selbstbewusst zeigten. Mit dem Namen „Carl Zeiss 
Jena“ war ein Prestige verbunden, das für die wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit Ostdeutschlands im Allgemeinen und �üringens im 
Besonderen stand. Deshalb wurde die Entwicklung bei diesem Unter-
nehmen nicht nur von der eigenen Belegschaft und den Bewohnern 
Jenas, sondern auch von der Ö�entlichkeit weit darüber hinaus 
beachtet. Entsprechend betonte Wild im Dezember 1990, dass es bei 
Zeiss Jena um die „Würde �üringens“ gehe und es eine „ungeheure 
Niederlage“ für die Treuhandanstalt wäre, wenn Zeiss in Jena ver-
schwinden würde.6 Auf diesem Prestige basierte ebenfalls eine nach 
wie vor latent vorhandene Rivalität zwischen dem Ost- und dem 
Westunternehmen, und Zeiss Jena traute sich – wenn nicht anders 
möglich – einen eigenständigen Weg zu.

Jedoch versuchte die Treuhandanstalt, auch Zeiss Oberkochen 
unter Druck zu setzen, tatsächlich das Jenaer Unternehmen zu über-
nehmen. So lancierte die Treuhandanstalt im Herbst 1990 noch e inmal 
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ö�entlich, dass man die Jenaer Betriebe notfalls an Japaner oder 
Amerikaner verkaufen wolle, wenn Oberkochen mit der Übernahme 
weiter zögere. Damit war die Angst in Oberkochen angesprochen, dass 
das Jenaer Zeiss-Unternehmen an Dritte – vor allem an Konkurren-
ten aus Übersee – verkauft werden könnte. Damit würde das Problem 
der Namens- und Warenzeichenrechte wieder auf der Tagesordnung 
stehen, nachdem dafür zwischenzeitlich bereits eine Lösung gefunden 
worden war. Vom Oberkochener Vorstandssprecher darauf angespro-
chen, ruderte Wild zurück und versicherte, es bestünden im Moment 
keine Kontakte zu Dritten. Auch den Vertretern aus Jena erklärte 
Wild im Januar 1991, dass eine Veräußerung an Dritte, wie japanische 
oder taiwanesische Firmen, erhebliche „rechtliche Probleme“ aufwer-
fen würde. Schließlich dürften diese den Namen „Carl Zeiss“ dann im 
Inland nicht verwenden, sondern nur im östlichen Ausland.7 

Tatsächlich gab es für Zeiss Jena  – ausweislich der Unterlagen 
der Treuhandanstalt – keine ernsthaften dritten Interessenten. Dies 
erklärt sich mit den im Fall einer Übernahme durch Dritte drohen-
den und in ihrem Ausgang höchst ungewissen juristischen Ausein-
andersetzungen nicht nur um die Namens- und Warenzeichenrechte, 
sondern auch um die Eigentumsrechte mit der Carl-Zeiss-Stiftung 
Heidenheim, die dann keinen Grund zur Zurückhaltung mehr 
gehabt hätte. Wild hielt daran fest, dass die bei der Privatisierungs-
behörde noch be�ndlichen Anteile der Jenaer Firmen auf jeden Fall 
einer einheitlichen Carl-Zeiss-Stiftung übertragen werden sollten. 
Diese Anteile – so betonte er im Januar 1991 – könnten nicht an die 
„Oststiftung“ gegeben werden, denn „diese hat kein Geld! Das führt 
zu Minimallösung.“8 Dem �üringer Stiftungskommissar hatte er 
dem Vernehmen nach zur gleichen Zeit erklärt, dass in diesem Fall 
die Jenaer Stiftung wirtschaftlich sofort in Konkurs gehen müsste. 
Die Treuhandanstalt setzte darauf, dass sich beide Seiten auf eine 
einheitliche Stiftung einigen würden, und das möglichst rasch, um 
die bestehenden Hindernisse für die unternehmerische Zusammen-
führung aufzulösen.

Aber auch Zeiss Oberkochen pokerte gegenüber der Treuhandan-
stalt hoch: Als seine Planung für Jena in den nächsten Jahren nur Ver-
luste und keine Aussicht auf Verbesserung auswies, wies der Vorstand 
in der zweiten Januarhälfte 1991 an, das Zahlenbild zu verbessern. 
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Es brauche „eine glaubwürdige, mittelfristig positive Perspektive“.9 
Schließlich solle die Treuhandanstalt für den zu übernehmenden Kern 
des Jenaer Unternehmens neben dem Eigenkapital alle Altlasten, die 
Kosten einer Programmerneuerung – weil der Bereich der optischen 
Instrumente in den letzten zehn bis 15 Jahren nicht modernisiert 
wurde –, die Eigenkapitalausstattung aller zu gründenden Gesell-
schaften und die Verluste für fünf bis sechs Jahre übernehmen. Im 
Gegenzug wurden die von Oberkochen zu erbringenden Leistungen 
aufgelistet, die von Fertigungsstunden über Managementhilfe, Tech-
nologietransfer und Bereichsverlagerungen bis zu Dienstleistun-
gen und Zukunftsinvestitionen reichten. Diese Liste betrachteten 
die Oberkochener selbst als „eine Mischung aus Wunschdenken und 
Argumentationshilfe“, die kreativ, aber glaubhaft zu ergänzen sei.10 
Kurzum, auch das westliche Unternehmen nutzte die asymmetrische 
Informationsverteilung gegenüber der Treuhandanstalt aus. Alle 
diese Handlungsmuster waren bis zu der letztlich im Sommer 1991 
erzielten Einigung (und darüber hinaus) zu beobachten.

Einigungsergebnis

Die schließlich erfolgte unternehmerische Vereinigung erforderte 
von beiden Zeiss-Unternehmen einen Umbau – wenn auch in unter-
schiedlichem Maße und ungleich gewichtet. Die beschränkte wirt-
schaftliche Potenz des Oberkochener Unternehmens zog letztlich 
eine Minimallösung nach sich, bei der nur die traditionellen Zeiss-
Kernbereiche übernommen wurden. Das Überleben von Carl Zeiss 
Jena ergab sich aber auch in entscheidendem Maße daraus, dass es 
sich um ein Vorzeigeunternehmen der thüringischen und der ost-
deutschen Wirtschaft handelte, das schon aus Prestigegründen nicht 
untergehen durfte. Stiftungsrechtlich mussten bei der Vereinigung 
der beiden Carl-Zeiss-Stiftungen die Rechtspositionen beider Sei-
ten gewahrt bleiben und trotzdem ein Weg gefunden werden, über 
den die Scha�ung einer Stiftung möglich war. Formal geschah dies 
über einen Staatsvertrag zwischen Baden-Württemberg und �ürin-
gen, den beiden Sitzländern der Carl-Zeiss-Stiftung, und dem dann 
erfolgenden Beitritt der Jenaer zur Heidenheimer Stiftung, ähnlich 
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dem Beitritt der DDR zur Bundesrepublik. Die Voraussetzung dafür 
war aber, dass das Land �üringen trotz nach eigener Einschätzung 
positiver Chancen vor Gericht, seine Position durchsetzen zu kön-
nen, darauf verzichtete, weil seine wirtschaftlichen Möglichkeiten 
nicht für eine eigenständige Sanierung der Jenaer Unternehmen 
a usreichten. Auf diese Weise glaubte die Landesregierung, ein Maxi-
mum an Arbeitsplätzen in Jena erhalten zu können.

Alles in allem kann die Vereinigung der beiden Carl-Zeiss- 
Stiftungen als ein Erfolg betrachtet werden. Es gelang, eine ein-
heitliche Stiftung zu scha�en, die die Stiftungszwecke erfolgreich 
verwirklicht und auch über die einschlägigen Namens- und Waren-
zeichenrechte verfügt. Der Vereinigungsprozess lieferte zugleich 
einen Anstoß dafür, dass die einheitliche Carl-Zeiss-Stiftung die 
wissenschaftlichen und sozialen Förderzwecke des Stiftungssta-
tuts wieder aufnahm. Zudem haben die Stiftungsunternehmen Carl 
Zeiss und Schott Glaswerke neben ihren Standorten Oberkochen 
und Mainz den Ursprungsort der Stiftung Jena auch als wesent-
lichen Platz der Produktion und im Fall von Zeiss der wichtigen 
Querschnittsbereiche gesichert. Insgesamt kostete dieser Prozess 
allerdings die weit überwiegende Zahl der Arbeitsplätze, die ehe-
mals in Jena beim überdimensionierten Zeiss-Kombinat vorhanden 
waren. Jedoch fällt die Arbeitsplatzbilanz schon positiver aus, wenn 
man die zahlreichen Aus- und Neugründungen im Umfeld der drei 
aus dem Zeiss- Konglomerat hervorgegangenen Unternehmen Carl 
Zeiss Jena GmbH, Jenaer Glaswerk GmbH und Jenoptik GmbH ein-
bezieht. Dies war nur möglich, indem sich auch Carl Zeiss Oberko-
chen einem schmerzhaften Umstrukturierungsprozess unterzog, 
der dort ebenfalls mit Arbeitsplatzabbau verbunden war. Jedoch 
stellte dies nicht allein eine Konsequenz des Vereinigungsprozes-
ses dar, sondern war vielmehr Folge und Teil des sich weltweit voll-
ziehenden wirtschaft lichen Strukturwandels, dem alle beteiligten 
Unternehmen, d arunter auch die Jenaer, Rechnung tragen mussten.

Zu diesem historischen Prozess hätte es auch Alternativen gege-
ben; es ist allerdings fraglich, ob mit ihnen – gemessen am tatsächlich 
eingetretenen Erfolg der Carl-Zeiss-Stiftung und der Unternehmen 
ebenso wie der Zahl der Arbeitsplätze  – mehr zu erreichen gewe-
sen wäre. Beispielsweise hätte eine juristische Auseinandersetzung 
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z wischen den beiden Stiftungen vermutlich mehr Verlierer nach sich 
gezogen. Eine selbstständige Existenz der beiden Zeiss-Unterneh-
men in Oberkochen und Jena wäre wohl machbar gewesen, wenn 
Ersteres Letzterem die Namensrechte abgekauft hätte, was – wenn 
überhaupt  – nur vor der Wiedererrichtung des Landes �üringen 
denkbar gewesen wäre. So scheint es, als wenn im Detail – wie bei der 
Auswahl der zu übernehmenden Geschäftsfelder durch Zeiss Ober-
kochen  – manches vielleicht stärker so geregelt hätte werden kön-
nen, dass sich das Unternehmen strategisch besser aufgestellt und 
mehr Arbeitsplätze erhalten hätte. Im Grundsatz entsprachen aber 
die gefundenen Lösungen wohl dem, was in der historischen Situa-
tion machbar und verkraftbar war.

Alles in allem hat die Treuhandanstalt in diesem Fall durchaus 
eine konstruktive Rolle gespielt. Allerdings resultierte ihr besonde-
res – nicht nur �nanzielles – Engagement vor allem daraus, dass es 
sich bei Carl Zeiss Jena um einen speziellen Fall handelte: nicht nur 
als Vorzeigeunternehmen, sondern auch als Doppel-Unternehmen, 
woraus sich quasi natürliche Partner ergaben.
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